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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 
 
Az: B 9 SB 16/11 B 
 
L 12 SB 19/09 (LSG Niedersachsen-Bremen) 
S 3 SB 209/05 (SG Stade) 
 
 
 
…………………………………, 
 
 
 Klägerin und Beschwerdeführerin, 
 
Prozessbevollmächtigte: ………………………………….., 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Land Niedersachsen, 
vertreten durch das Niedersächsische Landesamt für Soziales, 
Jugend und Familie -Landessozialamt-, 
Domhof 1, 31134 Hildesheim, 
 
 Beklagter und Beschwerdegegner. 
 
 
 
 
Der 9. Senat des Bundessozialgerichts hat am 28. Juni 2011 durch den 

Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  L o y t v e d   sowie die Richter   K r u s c h i n s k y   

und   Dr.  K n ö r r  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des Landes-

sozialgerichts Niedersachsen-Bremen vom 28. Januar 2011 wird als unzulässig verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine außergerichtlichen Kosten 

zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Mit ohne mündliche Verhandlung ergangenem Urteil vom 28.1.2011 hat das 

Landessozialgericht Niedersachsen-Bremen (LSG) einen Anspruch der Klägerin auf 

Feststellung eines Grades der Behinderung (GdB) von mindestens 50 verneint. Gegen die 

Nichtzulassung der Revision in diesem Urteil hat die Klägerin beim Bundessozialgericht (BSG) 

Beschwerde eingelegt, die sie mit dem Vorliegen eines Verfahrensmangels (§ 160 Abs 2 Nr 3 

SGG) sowie mit einer grundsätzlichen Bedeutung der Rechtssache (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG) 

begründet. 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde der Klägerin ist unzulässig. Ihre Begründung genügt nicht den 

gesetzlichen Anforderungen. Die geltend gemachten Zulassungsgründe sind nicht ordnungs-

gemäß dargetan worden (vgl § 160a Abs 2 Satz 3 SGG). 

 

Wird eine Nichtzulassungsbeschwerde - wie vorliegend - darauf gestützt, dass ein Verfahrens-

mangel vorliege, auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen könne (§ 160 Abs 2 Nr 3 

SGG), so müssen zur Bezeichnung des Verfahrensmangels die diesen (vermeintlich) begrün-

denden Tatsachen substantiiert dargetan werden (vgl BSG SozR 1500 § 160a Nr 14, 24, 34, 

36). Darüber hinaus ist die Darlegung erforderlich, dass und warum die Entscheidung des LSG 

- ausgehend von dessen materieller Rechtsansicht - auf dem Mangel beruhen kann, dass also 

die Möglichkeit einer Beeinflussung des Urteils besteht (vgl BSG SozR 1500 § 160a Nr 14, 36). 

Gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG kann der geltend gemachte Verfahrensmangel aller-

dings nicht auf eine Verletzung des § 109 (Anhörung eines bestimmten Arztes) und § 128 Abs 1 

Satz 1 SGG (freie richterliche Beweiswürdigung) und auf eine Verletzung des § 103 SGG (Auf-

klärung des Sachverhalts von Amts wegen) nur gestützt werden, wenn er sich auf einen 

Beweisantrag bezieht, dem das LSG ohne hinreichende Begründung nicht gefolgt ist.  

 

Die Klägerin rügt einen Verstoß gegen die tatrichterliche Sachaufklärungspflicht (§ 103 SGG). 

Im Hinblick auf § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG muss die Beschwerdebegründung insoweit fol-

gende Punkte enthalten: (1) Bezeichnung eines für das Revisionsgericht ohne Weiteres auf-

findbaren, bis zuletzt aufrechterhaltenen Beweisantrages, dem das LSG nicht gefolgt ist, 

(2) Wiedergabe der Rechtsauffassung des LSG, aufgrund derer bestimmte Tatfragen als klä-

rungsbedürftig hätten erscheinen müssen, (3) Darlegung der von dem betreffenden Beweis-

antrag berührten Tatumstände, die zu weiterer Sachaufklärung Anlass gegeben hätten, 

(4) Angabe des voraussichtlichen Ergebnisses der unterbliebenen Beweiserhebung, (5) Schil-

derung, dass und warum die Entscheidung des LSG auf der angeblich unterlassenen Beweis-

aufnahme beruhen könne, das LSG mithin bei Kenntnis des behaupteten Ergebnisses der 

unterlassenen Beweisaufnahme von seinem Rechtsstandpunkt aus zu einem anderen, für den 

Beschwerdeführer günstigeren Ergebnis hätte gelangen können (vgl BSG SozR 1500 § 160 
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Nr 5, 35, 45 und § 160a Nr 24, 34). Diesen Erfordernissen ist die Klägerin nicht gerecht 

geworden.  

 

Die Klägerin hat in der Beschwerdebegründung zwar dargetan, dass sie mit der Berufungs-

begründung Beweisanträge gestellt habe, sie hat jedoch nicht vorgetragen, dass sie diese bis 

zuletzt aufrecht erhalten habe. Davon kann bei einem anwaltlich vertretenen Beteiligten - wie 

hier - nur ausgegangen werden, wenn er mit seiner Einverständniserklärung zur Entscheidung 

ohne mündliche Verhandlung nach § 124 Abs 2 SGG ausdrücklich auf noch offene Beweis-

anträge hinweist (vgl BSG SozR 3-1500 § 124 Nr 3 S 4 f; BSG SozR 4-1500 § 160 Nr 13 

RdNr 11). Dass die Klägerin dem LSG hier entsprechende Hinweise gegeben hat, lässt sich der 

Beschwerdebegründung nicht entnehmen.  

 

Grundsätzliche Bedeutung iS von § 160 Abs 2 Nr 1 SGG - wie sie die Klägerin hier geltend 

macht - hat eine Rechtssache nur dann, wenn sie eine Rechtsfrage aufwirft, die - über den Ein-

zelfall hinaus - aus Gründen der Rechtseinheit oder der Fortbildung des Rechts einer Klärung 

durch das Revisionsgericht bedürftig und fähig ist. Der Beschwerdeführer muss daher anhand 

des anwendbaren Rechts sowie unter Berücksichtigung der höchstrichterlichen 

Rechtsprechung und des Schrifttums angeben, welche Rechtsfragen sich stellen, dass diese 

noch nicht geklärt sind, weshalb eine Klärung aus Gründen der Rechtseinheit oder 

Rechtsfortbildung erforderlich ist und dass das angestrebte Revisionsverfahren eine Klärung 

erwarten lässt. Um seiner Darlegungspflicht zu genügen, muss der Beschwerdeführer mithin 

Folgendes aufzeigen: (1) eine bestimmte Rechtsfrage, (2) ihre (abstrakte) 

Klärungsbedürftigkeit, (3) ihre (konkrete) Klärungsfähigkeit sowie (4) die über den Einzelfall 

hinausgehende Bedeutung der von ihm angestrebten Entscheidung, also eine Breitenwirkung 

(vgl BSG SozR 1500 § 160 Nr 17; BSG SozR 1500 § 160a Nr 7, 13, 31, 59, 65). Diesen 

Anforderungen genügt die vorliegende Beschwerdebegründung nicht. 

 

Die Klägerin hat die Klärung der Frage für grundsätzlich bedeutsam gehalten, ob in Anbetracht 

der bei ihr vorliegenden Gesundheitsbeeinträchtigungen ausnahmsweise eine Addition der 

"Einzel-GdB" geboten gewesen wäre. Damit hat sie weder eine bestimmte, über den Einzelfall 

hinausweisende Rechtsfrage formuliert, noch in Auseinandersetzung mit der einschlägigen 

gesetzlichen Norm (§ 69 Abs 3 Satz 1 SGB IX) und der dazu ergangenen höchstrichterlichen 

Rechtsprechung (vgl zuletzt etwa BSG SozR 4-3250 § 69 Nr 9 RdNr 23 ff; BSG SozR 4-3250 

§ 69 Nr 10 RdNr 16 ff) dargelegt, dass sich für eine Beantwortung der von ihr sinngemäß auf-

geworfenen Frage zur Feststellung des GdB bei mehreren Funktionsstörungen in den bereits 

vorliegenden Entscheidungen des BSG nicht bereits hinreichende Anhaltspunkte finden lassen 

(vgl BSG SozR 3-1500 § 146 Nr 2; BSG SozR 3-1500 § 160 Nr 8). Zudem fehlen in der Be-

schwerdebegründung Ausführungen zur Klärungsfähigkeit und zur Breitenwirkung. 
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Die Beschwerde ist daher ohne Hinzuziehung ehrenamtlicher Richter als unzulässig zu ver-

werfen (§ 160a Abs 4 Satz 1 Halbs 2 iVm § 169 SGG). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 SGG. 
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